Stand: 06.05.2020

Geschéaftsordnung des Gemeinderats Wackersdorf
(Geschaftsordnung — GeschO)

Der Gemeinderat Wackersdorf gibt sich aufgrund des Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung
fur den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998
(GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geandert durch § 1 Abs. 38 der Verordnung vom
26. Marz 2019 (GVBI. S. 98) folgende

Geschaftsordnung:

A. Die Gemeindeorgane und ihre Aufgaben

|. Der Gemeinderat

§1
Zustandigkeit im Allgemeinen

(1) Der Gemeinderat beschliel3t Uber alle Angelegenheiten des eigenen und des Ubertrage-
nen Wirkungskreises, soweit sie nicht ausdriicklich beschlieRenden Ausschiissen Ubertra-
gen sind oder aufgrund Gesetz bzw. Ubertragung durch den Gemeinderat in die Zustandig-
keit des ersten Blrgermeisters fallen.

(2) Der Gemeinderat Ubertragt die in § 8 genannten Angelegenheiten vorberatenden Aus-
schiissen zur Vorbereitung der Gemeinderatsentscheidungen und die in § 9 genannten An-
gelegenheiten beschlieRenden Ausschiissen zur selbststéandigen Erledigung. 2Er kann sich
die Behandlung und Entscheidung im Einzelfall vorbehalten, wenn das die Bedeutung der
Angelegenheit erfordert; 8 9 Abs. 3 Nr. 3 bleibt unberhrt.

§2

Aufgabenbereich des Gemeinderats

Der Gemeinderat ist insbesondere fir folgende Angelegenheiten zustandig:

1. die Beschlussfassung zu Bestands- oder Gebietsanderungen der Gemeinde und zu
Anderungen des Namens der Gemeinde oder eines Gemeindeteils (Art. 2 und 11
GO),

2. die Entscheidung uber Ehrungen, insbesondere die Verleihung und die Aberkennung
des Ehrenburgerrechts (Art. 16 GO),
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die Bildung und die Zusammensetzung der Ausschiisse sowie die Zuteilung der Auf-
gaben an diese (Art. 32, 33 GO),

die Aufstellung von Richtlinien fir laufende Angelegenheiten nach Art. 37 Abs. 1 Satz
2 GO,

die Verteilung der Geschafte unter die Gemeinderatsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2
GO),

die Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO),

die Beschlussfassung tber Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Gemeinde der
Genehmigung bedarf,

den Erlass, die Anderung und die Aufhebung von Satzungen und Verordnungen,
ausgenommen alle Bebauungsplane und sonstigen Satzungen nach den Vorschriften
des Ersten Kapitels des Baugesetzbuchs sowie alle 6rtlichen Bauvorschriften im Sinn
des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, auch in den Féllen des Art. 81 Abs. 2 der
Bayerischen Bauordnung,

die Beschlussfassung Uber die allgemeine Regelung der Bezlige der Gemeindebe-
diensteten und Uber beamten-, besoldungs-, versorgungs- und disziplinarrechtliche
Angelegenheiten der Burgermeister und der berufsméafligen Gemeinderatsmitglieder,
soweit nicht das Gesetz lUber kommunale Wahlbeamte oder das Bayerische Diszipli-
nargesetz etwas anderes bestimmen,

die Beschlussfassung Uber die Haushaltssatzung und Gber die Nachtragshaushaltssat-
zungen (Art. 65 und 68 GO),

die Beschlussfassung tber den Finanzplan (Art. 70 GO),

die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlisse der Eigenbetriebe und
der Krankenhduser mit kaufmannischem Rechnungswesen sowie die Beschlussfas-
sung Uber die Entlastung (Art. 102 GO),

die Entscheidungen im Sinne von Art. 96 Abs. 1 Satz 1 GO uber gemeindliche Unter-
nehmen,

die hinsichtlich der Eigenbetriebe dem Gemeinderat im Ubrigen gesetzlich vorbehalte-
nen Angelegenheiten (Art. 88 GO),

die Bestellung und die Abberufung der Leitung und Stellvertretung des Rechnungspri-
fungsamts und der Prufer oder Priferinnen (Art. 104 Abs. 3 GO) sowie die Benennung
und Abberufung des oder der behdrdlichen Datenschutzbeauftragten,

die Entscheidung Uber die Zulassigkeit eines Birgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 8 GO)
und die Durchfihrung eines Blrgerentscheids (Art. 18 a Abs. 2, Abs. 10 GO),

die allgemeine Festsetzung von Gebuhren, Tarifen und Entgelten,

die Entscheidung Uber Ernennung, Beférderung, Abordnung, Versetzung, Zuweisung
an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung der Beamten und Beam-
tinnen ab Besoldungsgruppe A 9, soweit diese Befugnisse nicht auf einen Ausschuss
tibertragen sind,



19. die Entscheidung lber Einstellung, Hohergruppierung (nicht nur voriibergehende Uber-
tragung einer hoherwertigen Tatigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an einen
Dritten, Beschaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung der Arbeitnehmer
und Arbeithehmerinnen ab Entgeltgruppe 9 des TV6D oder ab einem entsprechenden
Entgelt, soweit diese Befugnisse nicht auf einen Ausschuss ubertragen sind,

20. die Entscheidung Uber Altersteilzeit der Gemeindebediensteten,

21. die Beschlussfassung uber die Beteiligung an Zweckverbanden und, soweit hoheitliche
Befugnisse Ubertragen werden, Gber den Abschluss von Zweckvereinbarungen,

22. die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlicher Planungen, z.B. der Bauleitpla-
nung (Flachennutzungsplanung und Bebauungsplanung), der Ortsplanung, der Land-
schaftsplanung und der Landesplanung, der Gewasserplanung und gemeindeulbergrei-
fender Planungen und Projekte,

23. die Namensgebung fur Stral3en, Schulen und sonstige 6ffentliche Einrichtungen,

24. der Vorschlag, die Entsendung und die Abberufung von Vertretern der Gemeinde in
andere Organisationen und Einrichtungen,

25. die Beschlussfassung uber die Vereinbarung einer kommunalen Partnerschatt,

26. die grundsatzlichen Angelegenheiten gemeindlich verwalteter Stiftungen, insbesondere
Anderungen des Stiftungszwecks,

27. die Angelegenheiten der Sparkassen, soweit die Gemeinde als Tréager zur Mitwirkung
betroffen ist.

Il. Die Gemeinderatsmitglieder

§3
Rechtsstellung der ehrenamtlichen Gemeinderatsmitglieder, Befugnisse

(1) Gemeinderatsmitglieder tben ihre Tatigkeit nach ihrer freien, nur durch die Rucksicht
auf das offentliche Wohl bestimmten Uberzeugung aus und sind an Auftrage nicht gebun-
den.

(2) Fur die allgemeine Rechtsstellung der Gemeinderatsmitglieder (Teilnahmepflicht, Sorg-
falts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, Ausschluss wegen personlicher
Beteiligung, Geltendmachung von Anspriichen Dritter, Ablehnung, Niederlegung und Ver-
lust des Amtes) gelten die Art. 48 Abs. 1, Art. 20 Abs. 1 bis 3, Art. 56a, Art. 49, 50, 48 Abs.
3 GO sowie Art. 47 bis Art. 49 Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz.

(3) Der Gemeinderat kann zur Vorbereitung seiner Entscheidungen durch besonderen Be-
schluss einzelnen seiner Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete (Referate) zur Bearbeitung
zuteilen und sie insoweit mit der Uberwachung der gemeindlichen Verwaltungstétigkeit be-
trauen (Art. 46 Abs. 1 Satz 2, Art. 30 Abs. 3 GO).



(4) Zur Ausiibung von Verwaltungsbefugnissen sind Gemeinderatsmitglieder nur berechtigt,
soweit ihnen der erste Birgermeister im Rahmen der Geschaftsverteilung nach Anhérung
der weiteren Blrgermeister oder Blrgermeisterinnen einzelne seiner Befugnisse (88 12 bis
16) Ubertragt (Art. 39 Abs. 2 GO).

(5) 'Gemeinderatsmitglieder, die eine Tatigkeit nach Absatz 3 oder 4 ausiiben, haben ein
Recht auf Akteneinsicht innerhalb ihres Aufgabenbereichs. 2Zur Vorbereitung von Tages-
ordnungspunkten der nachsten Sitzung erhalt jedes Gemeinderatsmitglied nach vorheriger
Terminvereinbarung das Recht zur Einsicht in die entscheidungserheblichen Unterlagen,
sofern Griinde der Geheimhaltung nicht entgegenstehen. 3Im Ubrigen haben Gemeinde-
ratsmitglieder ein Recht auf Akteneinsicht, wenn sie vom Gemeinderat durch Beschluss mit
der Einsichtnahme beauftragt werden. “*Das Verlangen zur Akteneinsicht ist gegeniber
dem ersten Blrgermeister geltend zu machen.

§4
Umgang mit Dokumenten und elektronischen Medien

(1) *Der Verschwiegenheitspflicht unterfallende schriftliche und elektronische Dokumente sind
so aufzubewahren, dass sie dem unbefugten Zugriff Dritter entzogen sind. 2Im Umgang mit
solchen Dokumenten beachten die Gemeinderatsmitglieder Geheimhaltungsinteressen und
den Datenschutz. *Werden diese Dokumente fur die Tatigkeit als Gemeinderatsmitglied nicht
mehr bendtigt, sind sie zuriickzugeben oder datenschutzkonform zu vernichten bzw. zu 16-
schen.

(2) Beschlussvorlagen sind interne Ausarbeitungen der Verwaltung fur den Gemeinderat.
2Eine Verdffentlichung der Beschlussvorlagen und weiterer Sitzungsunterlagen durch Ge-
meinderatsmitglieder ist nur zuléssig, wenn der erste Birgermeister und der Gemeinderat un-
ter Berlicksichtigung des Datenschutzes zugestimmt haben und die Unterlagen nur Tatsachen
enthalten, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedirfen.
3Die Verdtffentlichung von Beschlussvorlagen und weiteren Sitzungsunterlagen zu nichtoffent-
lichen Sitzungen ist nicht zuldssig.

(3) Die Gemeinderatsmitglieder, die Uber die technischen Voraussetzungen zum Versenden
und Empfangen elektronischer Post verfligen, kénnen dem ersten Birgermeister schriftlich
eine elektronische Adresse mitteilen, an die Einladungen im Sinne des § 25 lbersandt bzw.
von der Antrage im Sinne des 8§ 26 versandt werden.

(4) 'Die Nutzung elektronischer Medien wahrend der Sitzung darf nur erfolgen, soweit durch
sie eine aktive Sitzungsteilnahme nicht gefahrdet und der Sitzungsverlauf nicht gestort wird.

2Fir die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen durch Gemeinderatsmitglieder gelten § 21
Abs. 2 Satze 3 und 4 entsprechend.

§5
Fraktionen, Ausschussgemeinschaften

(1) *Gemeinderatsmitglieder kdnnen sich zur Erreichung gemeinsamer Ziele zu Fraktionen
zusammenschlieRen. 2Eine Fraktion muss mindestens drei Mitglieder haben.



3Die Bildung und Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und ihre Stellvertre-
tung sind dem ersten Birgermeister mitzuteilen; dieser unterrichtet den Gemeinderat. *Satz
3 gilt entsprechend fir wahrend der Wahlzeit eintretende Anderungen des Starkeverhalt-
nisses der Fraktionen und Gruppen (Art. 33 Abs. 3 GO).

(2) lEinzelne Gemeinderatsmitglieder und kleine Gruppen oder Fraktionen, die aufgrund
ihrer eigenen Starke keine Vertretung in den Ausschiissen erreichen wirden, kénnen sich
zur Entsendung gemeinsamer Vertreter in die Ausschisse zusammenschlieRen (Aus-
schussgemeinschaften; Art. 33 Abs. 1 Satz 5 GO). 2Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.

86

Rechtsstellung der berufsmaRigen Gemeinderatsmitglieder, Aufgaben

!Die berufsmaRigen Gemeinderatsmitglieder haben in Angelegenheiten ihres Aufgabenge-
biets Antragsrecht und beratende Stimme (Art. 40 Satz 2 GO). ?Weichen sie beim Vortrag
im Gemeinderat von der Auffassung des ersten Bilrgermeisters ab, haben sie darauf aus-
drucklich hinzuweisen.

I1l. Die Ausschisse

1. Allgemeines

§7
Bildung, Vorsitz, Auflésung

(1) YIn den Ausschiissen nach § 2 der Satzung zur Regelung von Fragen des Ortlichen
Gemeindeverfassungsrechts sind die den Gemeinderat bildenden Fraktionen und Grup-
pen unter Berlcksichtigung von Ausschussgemeinschaften gemalfd ihren Vorschlagen
nach dem Verhdltnis ihrer Starke vertreten (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO). 2Die Sitze werden
nach dem Verfahren Hare-Niemeyer verteilt. 3Dabei wird die Zahl der Gemeinderatssitze
jeder Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft mit der Zahl der zu vergebenden
Ausschusssitze multipliziert und durch die Gesamtzahl der Gemeinderatssitze geteilt.
4Jede Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft erhalt zunachst so viele Sitze, wie
ganze Zahlen auf sie entfallen. °Die weiteren zu vergebenden Sitze sind in der Reihenfol-
ge der hdchsten Zahlenbruchteile, die sich bei der Berechnung nach Satz 3 ergeben, auf
die Fraktionen, Gruppen oder Ausschussgemeinschaften zu verteilen. ®Haben Fraktionen,
Gruppen oder Ausschussgemeinschaften den gleichen Anspruch auf einen Ausschuss-
sitz, so entscheidet das Los. "Wird durch den Austritt oder Ubertritt von Gemeinderatsmit-
gliedern das urspriungliche Starkeverhaltnis der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen
und Gruppen verandert, so sind diese Anderungen nach den Séatzen 2 bis 5 auszuglei-
chen (Art. 33 Abs. 3 Satz 1 GO); haben danach Fraktionen, Gruppen oder Ausschussge-
meinschaften den gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet das Los.



(2) Fur jedes Ausschussmitglied wird / werden fur den Fall seiner Verhinderung auf Vor-
schlag der Fraktion, Gruppe oder Ausschussgemeinschaft ein Stellvertreter oder eine
Stellvertreterin sowie eine erste und eine zweite Stellvertretung namentlich bestellt.

(3) 'Den Vorsitz in den Ausschissen fiihrt der erste Birgermeister, einer seiner Stellver-
treter oder Stellvertreterinnen oder ein vom ersten Blrgermeister bestimmtes Gemeinde-
ratsmitglied (Art. 33 Abs. 2 Satz 1 GO). 2Ist die den Vorsitz lbernehmende Person bereits
Mitglied des Ausschusses, nimmt deren Vertreter fiir die Dauer der Ubertragung den Sitz
im Ausschuss ein (Art. 33 Abs. 2 Satz 2 GO). ®Den Vorsitz im Rechnungsprifungsaus-
schuss filhrt ein vom Gemeinderat bestimmtes Ausschussmitglied (Art. 103 Abs. 2 GO).

(4) Der Gemeinderat kann Ausschisse jederzeit auflésen (Art. 32 Abs. 5 GO); das gilt
nicht fir Ausschiisse, die gesetzlich vorgeschrieben sind.

2. Aufgaben der Ausschisse

88
Vorberatende Ausschiisse

(1) Vorberatende Ausschiisse haben die Aufgabe, die ihnen Ubertragenen Gegenstande
fur die Beratung in der Vollversammlung des Gemeinderats vorzubereiten und einen Be-
schlussvorschlag zu unterbreiten. 2Berlihrt eine Angelegenheit das Arbeitsgebiet mehrerer
vorberatender Ausschisse, kdnnen diese zu gemeinsamen Sitzungen zusammentreten.

(2) Es werden folgende vorberatende Ausschiisse mit nachstehendem Aufgabenbereich
gebildet:

1. Hauptausschuss
a) Vorbereitung der Gemeinderatssitzungen
b) Vorbereitung des Ehrenamtstages
c) Sonderthemen

2. Finanzausschuss

Vorbereitung der Haushaltssatzung und der Nachtragshaushaltssatzung einschlief3lich
Anlagen und Bestandteilen

89
BeschlieRende Ausschiisse

(1) BeschlieRende Ausschiisse erledigen die ihnen tbertragenen Angelegenheiten selbst-
standig anstelle des Gemeinderats

(2) 'Die Entscheidungen beschlieBender Ausschiisse stehen unbeschadet Art. 88 GO unter
dem Vorbehalt der Nachpriifung durch den Gemeinderat.



2Eine Nachprufung muss nach Art. 32 Abs. 3 GO erfolgen, wenn der erste Birgermeister
oder sein Stellvertreter im Ausschuss, ein Drittel der stimmberechtigten Ausschussmitglie-
der oder ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder die Nachprifung durch den Gemeinderat
beantragt. *Der Antrag muss schriftlich, spatestens am siebten Tag nach der Ausschusssit-
zung beim ersten Burgermeister eingehen. *Soweit Beschlisse die Rechte Dritter beriihren,
werden sie erst nach Ablauf einer Frist von einer Woche wirksam.

(3) Die beschlieRenden Ausschiisse haben im Einzelnen folgende Aufgabenbereiche:

1. Bauausschuss

a) Erlass, Anderung und Aufhebung von Bebauungsplanen und sonstigen Satzungen
nach den Vorschriften des Ersten Kapitels des Baugesetzbuchs sowie aller ortlichen
Bauvorschriften im Sinn des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung, auch in den Féllen
des Art. 81 Abs. 2 der Bayerischen Bauordnung,

b) Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens und sonstiger Zustimmungen zu Bau-
vorhaben (ausgenommen Wohngebdude ab sechs Wohneinheiten; dies gilt bei vor-
genannten Sachverhalten sowohl flr Neubauten als auch fir Um- und Ausbaumal3-
nahmen sowie fir Nutzungsanderungen),

c) Vergabe von Auftragen fir Bauvorhaben der Gemeinde bis zu einer Wertgrenze von
100.000,00 €,

d) Wahrnehmung der Beteiligtenrechte in Raumordnungs- und Planfeststellungsverfah-
ren sowie in der Bauleitplanung anderer Gemeinden,

e) Ausitbung von Vorkaufsrechten,

f)  grundsétzliche Fragen des Stral3enverkehrsrechts, Verkehrsplanungen,
g) Entscheidungen tiber Widmungen nach Straf3en- und Wegerecht,

h) Umlegungsverfahren, Grenzregelungsverfahren,

i)  Abschluss von stadtebaulichen Vertrdgen und ErschlieBungsvertragen,

i)  Angelegenheiten des Natur- und Umweltschutzes einschlief3lich Umweltvertraglich-
keitsprifungen,

k) Entscheidungen in Mobilfunkangelegenheiten,

soweit nicht der erste Burgermeister dafir zustandig ist.

(4) Bei wiederkehrenden Leistungen ist fiir die Bemessung von Betrdgen oder Wertgren-
zen nach Abs. 3 der Zeitraum mafRgeblich, fir den die rechtliche Bindung bestehen soll;
ist dieser Zeitraum nicht bestimmbar, so ist der finffache Jahresbetrag anzusetzen.



8§10
Rechnungsprifungsausschuss

Der Rechnungspriifungsausschuss pruft die Jahresrechnung und die Jahresabschliisse der
Eigenbetriebe und der Krankenhduser mit kaufmannischem Rechnungswesen (6rtliche
Rechnungsprifung, Art. 103 Abs. 1 GO).

IV. Der erste Blrgermeister

1. Aufgaben

811
Vorsitz im Gemeinderat

(1) Der erste Burgermeister fuhrt den Vorsitz im Gemeinderat (Art. 36 GO). 2Er bereitet die
Beratungsgegenstande vor und beruft die Sitzungen ein (Art. 46 Abs. 2 GO). 3In den Sitzun-
gen leitet er die Beratung und die Abstimmung, handhabt die Ordnung und ubt das Haus-
recht aus (Art. 53 Abs. 1 GO).

(2) Halt der erste Birgermeister Entscheidungen des Gemeinderats oder eines beschlie-
Benden Ausschusses fur rechtswidrig, verstandigt er den Gemeinderat oder den Ausschuss
von seiner Auffassung und setzt den Vollzug vorlaufig aus. ?Wird die Entscheidung aufrecht-
erhalten, fihrt er die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehdrde herbei (Art. 59 Abs. 2 GO).

8§12
Leitung der Gemeindeverwaltung, Allgemeines

(1) 'Der erste Burgermeister leitet und verteilt im Rahmen der Geschéftsordnung die Ge-
schéfte (Art. 46 Abs. 1 GO). 2Er kann dabei einzelne seiner Befugnisse den weiteren Bur-
germeistern und Birgermeisterinnen, nach deren Anhdrung auch einem Gemeinderatsmit-
glied und in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Bediensteten der Gemeinde
Ubertragen (Art. 39 Abs. 2 GO). 3Geschaftsverteilung und Befugnisregelung sollen tiberein-
stimmen.

(2) 'Der erste Birgermeister volizieht die Beschliisse des Gemeinderats und seiner Aus-
schusse (Art. 36 GO). 2Uber Hinderungsgriinde unterrichtet er den Gemeinderat oder den
Ausschuss unverziglich.

(3) Der erste Birgermeister fihrt die Dienstaufsicht (iber die Gemeindebediensteten und
Ubt die Befugnisse des Dienstvorgesetzten gegeniber den Gemeindebeamten und Ge-
meindebeamtinnen aus (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO). ?Art. 88 Abs. 3 Satz 3 GO bleibt
unberdhrt.



(4) Der erste Burgermeister verpflichtet die weiteren Blrgermeister und Birgermeisterin-
nen schriftlich, alle Angelegenheiten geheim zu halten, die im Interesse der Sicherheit oder
anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik oder eines ihrer Lander Unbefugten nicht
bekannt werden dirfen. ?In gleicher Weise verpflichtet er Gemeinderatsmitglieder und Ge-
meindebedienstete, bevor sie mit derartigen Angelegenheiten befasst werden (Art. 56a
GO).

§13

Einzelne Aufgaben

(1) Der erste Birgermeister erledigt in eigener Zustandigkeit

1.

die laufenden Angelegenheiten, die fir die Gemeinde keine grundsatzliche Bedeutung
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 GO),

die den Gemeinden durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes
Ubertragenen hoheitlichen Aufgaben in Angelegenheiten der Verteidigung einschliel3-
lich des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevolkerung, soweit nicht far
haushalts- oder personalrechtliche Entscheidungen der Gemeinderat zustandig ist (Art.
37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO),

die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines
ihrer Lander geheim zu halten sind (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO),

die ihm vom Gemeinderat nach Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO Ubertragenen Angelegenhei-
ten,

die Entscheidung tber die Ernennung, Befdrderung, Abordnung, Versetzung, Zuwei-
sung an eine Einrichtung, Ruhestandsversetzung und Entlassung von Beamten und
Beamtinnen bis zur Besoldungsgruppe A 8 (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

die Entscheidung Uber die Einstellung, Hohergruppierung (nicht nur vortibergehende
Ubertragung einer héherwertigen Tatigkeit), Abordnung, Versetzung, Zuweisung an ei-
nen Dritten, Beschéaftigung mittels Personalgestellung und Entlassung von Arbeitneh-
mern und Arbeitnehmerinnen bis zur Entgeltgruppe 8 des TVOD oder bis zu einem ent-
sprechenden Entgelt (Art. 43 Abs. 2 Satz 1 GO),

die voriibergehende Ubertragung einer hoher zu bewertenden Tétigkeit auf einen Ar-
beitnehmer oder eine Arbeitnehmerin im Geltungsbereich des TVAD oder eines ent-
sprechenden Tarifvertrags,

dringliche Anordnungen und unaufschiebbare Geschafte (Art. 37 Abs. 3 GO),

die Aufgaben als Vorsitzender des Verwaltungsrats selbststdndiger Kommunalunter-
nehmen des 6ffentlichen Rechts (Art. 90 Abs. 3 Satz 2 GO),

10. die Vertretung der Gemeinde in Unternehmen in Privatrechtsform (Art. 93 Abs. 1 GO).

(2) Zu den Aufgaben des ersten Blrgermeisters gehdren insbesondere auch:



in Personalangelegenheiten der Gemeindebediensteten:
a) der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften,
b) Entscheidungen im Zusammenhang mit Nebentatigkeiten.
in allen Angelegenheiten mit finanziellen Auswirkungen flr die Gemeinde:
a) die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln
- im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Richtlinien des
Gemeinderats, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Héhe festge-
Iegt__sind,
- im Ubrigen bis zu einem Betrag von 50.000,00 € im Einzelfall,
b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung

von Abgaben, insbesondere von Steuern, Beitragen und Gebiihren sowie von sons-
tigen Forderungen bis zu folgenden Betragen im Einzelfall:

- Erlass 7.500 €
- Niederschlagung 10.000 €
- Stundung 7.500 €
- Aussetzung der Vollziehung 10.000 €

c) die Entscheidung Uber Uberplanmafige Ausgaben bis zu einem Betrag von 25.000
€ und Uber auRBerplanmaftige Ausgaben bis zu einem Betrag von 25.000 € im Ein-
zelfall, soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewahrleistet ist (Art. 66 Abs.
1 Satz 1 GO),

d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen fur die Gemeinde, insbe-
sondere der Abschluss von Vertrdgen und sonstiger Rechtsgeschafte sowie die
Wahrnehmung von Rechten und Pflichten der Gemeinde, bis zu einem Betrag oder
— falls dieser zum Zeitpunkt der Handlung oder des Unterlassens nicht feststeht —
einer Wertgrenze oder einem geschatzten Auftragswert von 50.000 €,

e) Nachtrage zu Vertrdgen und Rechtsgeschaften, je Gewerk bis zu einer Bagatell-
grenze von +/- 30.000 €,

f) die Gewéahrung von Zuschiissen, auch in der Form unentgeltlicher Nutzungsuber-
lassung von Raumen, an Vereine und Verbande bis zu einem Betrag von 7.500 € je
Einzelfall.

in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten:

a) die Behandlung von Rechtsbehelfen einschliellich Abhilfeverfahren, die Abgabe
von Prozesserklarungen einschliel3lich Klageerhebung, Einlegung von Rechtsmit-
teln und Abschluss von Vergleichen sowie die Erteilung des Mandats an einen Pro-
zessbevollméchtigten oder eine Prozessbevollmachtigte, wenn die finanzielle Aus-
wirkung auf die Gemeinde bzw., falls diese nicht bestimmbar, der Streitwert vo-
raussichtlich 20.000 € nicht Ubersteigt und die Angelegenheit keine grundséatzliche
Bedeutung hat,
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b) Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises, soweit sie nicht dem Ge-
meinderat oder einem Ausschuss vorbehalten sind (88 2, 9), insbesondere Staats-
angehorigkeits- und Personenstandswesen, Meldewesen, Wahlrecht und Statistik,
Gesundheits- und Veterinarwesen, offentliches Versicherungswesen, Lastenaus-
gleich.

4. in Bauangelegenheiten:

a) die Abgabe der Erklarung der Gemeinde nach Art. 58 Abs. 2 Nr. 5 bzw. die Mittei-
lung nach Art. 58 Abs. 3 Satz 4 BayBO,

b) die Behandlung der Anzeige nach Art. 57 Abs. 5 Satz 2 BayBO,

c) die Stellungnahme nach Art. 64 Abs. 1 Satz 2 BayBO bzw. die Erteilung des ge-
meindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB und Art. 63 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1
BayBO fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3 sowie fir bauliche Anlagen, die
keine Gebaude sind, mit einer Héhe bis zu 10 m
- im Geltungsbereich eines Bebauungsplans nach 8 30 Abs. 1 BauGB oder eines
vorhabenbezogenen Bebauungsplans nach § 30 Abs. 2 BauGB, soweit fir das
Vorhaben die Erteilung nur geringfiigiger Ausnahmen und Befreiungen nach § 31
BauGB erforderlich ist,

- innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils,

d) die Zulassung von isolierten Abweichungen im Sinne des Art. 63 Abs. 3 Satz 1
BayBO,

e) die Erteilung von Negativzeugnissen nach § 28 Abs. 1 Satz 3 BauGB bei Nichtbe-
stehen eines Vorkaufsrechts

5. in Grundstucksangelegenheiten:
a) Kauf und Verkauf von Grundstucken bis zu einem Preis von 50.000,00 € sowie
Grundstlickstausch zum genannten Wert je Tauschaufgabe nach vorherigem Grund-
satzbeschluss des Gemeinderates.
Bestellung von Grunddienstbarkeiten und beschrankt personlichen Dienstbarkeiten bis
zu einem Wert von 10.000,00 €, Abgabe von Ranganderungserklarungen, Léschungs-
erklarungen und Pfandfreigabeerklarungen fir Grundpfandrechte und sonstige dingli-
che Rechte und Vormerkungen fur die Gemeinde
Wackersdorf; Messungsanerkennungen und Auflassungen fur bereits genehmigte
Grundstucksgeschéafte bis zu einem Differenzbetrag von 10.000,00 €.

b) Genehmigung von Zeugnissen fur den Bodenverkehr nach den Baugesetzen.

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist fur die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2
der Zeitraum malf3geblich, fir den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum
nicht bestimmbar, so ist der flinffache Jahresbetrag anzusetzen.

(4) Soweit die Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 7 und Absatz 2 nicht unter Art. 37 Abs. 1 Satz
1 GO fallen, werden sie hiermit dem ersten Birgermeister gemaR Art. 37 Abs. 2 GO zur
selbststandigen Erledigung tbertragen.
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§14

Vertretung der Gemeinde nach aul3en

(1) Die Befugnis des ersten Burgermeisters zur Vertretung der Gemeinde nach auf3en bei
der Abgabe von rechtserheblichen Erklarungen (Art. 38 Abs. 1 GO) beschrankt sich auf
den Vollzug der einschlagigen Beschlisse des Gemeinderats und der beschlieRenden
Ausschisse, soweit der erste Blrgermeister nicht gemaf 8§ 13 zum selbststéandigen Han-
deln befugt ist.

(2) Der erste Blrgermeister kann im Rahmen seiner Vertretungsbefugnis unter Beachtung
des Art. 39 Abs. 2 GO anderen Personen Vollmacht zur Vertretung der Gemeinde ertei-
len.

§15

Abhalten von Burgerversammlungen

(1) 'Der erste Burgermeister beruft mindestens einmal jahrlich, auf Verlangen des Ge-
meinderats auch ofter, eine Burgerversammlung ein (Art. 18 Abs. 1 GO). 2Den Vorsitz in
der Versammlung fuhrt der erste Biirgermeister oder ein von ihm bestellter Vertreter.
(2) Auf Antrag von Gemeindebirgern und Gemeindeblrgerinnen nach Art. 18 Abs. 2 GO
beruft der erste Blrgermeister dartber hinaus eine weitere Biurgerversammliung ein, die
innerhalb von drei Monaten nach Eingang des Antrags bei der Gemeinde stattzufinden
hat.

8§16

Sonstige Geschafte

Die Befugnisse des ersten Blrgermeisters, die auRerhalb der Gemeindeordnung gesetz-

lich festgelegt sind (z. B. Wahrnehmung der standesamtlichen Geschafte, Aufnahme von
Nottestamenten usw.), bleiben unberihrt.

2. Stellvertretung

§17

Weitere Burgermeister und Bilrgermeisterinnen, weitere Stellvertretung, Aufgaben

(1) Der erste Burgermeister wird im Fall der Verhinderung vom zweiten Blrgermeister
oder von der zweiten Blrgermeisterin und, wenn dieser oder diese ebenfalls verhindert
ist, vom dritten Burgermeister oder der dritten Blrgermeisterin vertreten (Art. 39 Abs. 1
Satz 1 GO).



(2) Fur den Fall gleichzeitiger Verhinderung der Burgermeister und Burgermeisterinnen be-
stimmt der Gemeinderat aus seiner Mitte gemalR Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO eine weitere
Stellvertretung in folgender Reihenfolge:

1. Sabine Roidl
2. Armin Muckl (Dienstéltester Gemeinderat)

(3) Der Stellvertreter oder die Stellvertreterin bt im Verhinderungsfall die gesamten gesetz-
lichen und geschaftsordnungsmaRigen Befugnisse des ersten Blrgermeisters aus.

(4) *Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsachlichen
oder rechtlichen Griinden, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorlaufiger
Dienstenthebung oder personlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszutben.
2Ist die zu vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsge-

schafte auszuliben und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der Ver-
hinderung nicht vor.

V. Ortssprecher

§18
Rechtsstellung, Aufgaben
(1) *Ortssprecher sind ehrenamtlich tatige Gemeindebirger oder Gemeindeblrgerinnen
mit beratenden Aufgaben. Sie haben das Recht, an allen Sitzungen des Gemeinderats

und seiner Ausschiisse mit beratender Stimme teilzunehmen und Antrage zu stellen.

(2) Ortssprecher werden zu den Sitzungen eingeladen; § 25 gilt entsprechend.

B. Der Geschéaftsgang

I. Allgemeines

§19
Verantwortung fir den Geschéaftsgang

(1) *Gemeinderat und erster Biurgermeister sorgen fir den ordnungsgeméaRen Gang der
Geschéfte, insbesondere fur den Vollzug der gesetzlichen Vorschriften im eigenen und im
Ubertragenen Wirkungskreis und fir die Durchfihrung der gesetzméafRigen Anordnungen
und Weisungen der Staatsbehorden. 2Sie schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen
(Art. 56 Abs. 2, Art. 59 Abs. 1 GO).
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(2) Eingaben und Beschwerden der Gemeindeeinwohner an den Gemeinderat (Art. 56
Abs. 3 GO) werden durch die Verwaltung vorbehandelt und sodann dem Gemeinderat oder
dem zustéandigen beschlieBenden Ausschuss vorgelegt. 2Eingaben, die in den Zustandig-
keitsbereich des ersten Blrgermeisters fallen, erledigt dieser in eigener Zustandigkeit; in
bedeutenden Angelegenheiten unterrichtet er den Gemeinderat.

§ 20
Sitzungen, Beschlussfahigkeit

(1) *Der Gemeinderat beschlie3t in Sitzungen (Art. 47 Abs. 1 GO). 2Eine Beschlussfassung
durch mindliche Befragung aul3erhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausge-
schlossen.

(2) Der Gemeinderat ist beschlussfahig, wenn samtliche Mitglieder ordnungsgemaf gela-
den sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 2
GO).

(3) 'Wird der Gemeinderat wegen Beschlussunfahigkeit in einer frilheren Sitzung infolge
einer nicht ausreichenden Zahl anwesender Mitglieder zum zweiten Mal zur Verhandlung
Uber denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rulcksicht auf die Zahl der
Erschienenen beschlussfahig. 2Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hin-
gewiesen werden (Art. 47 Abs. 3 GO).

§21
Offentliche Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind 6ffentlich, soweit nicht Riicksichten auf das Wohl
der Allgemeinheit oder auf berechtigte Anspriiche Einzelner entgegenstehen (Art. 52 Abs. 2
GO).

(2) 'Die offentlichen Sitzungen des Gemeinderats sind allgemein zuganglich, soweit der fir
die Zuhorerschaft bestimmte Raum ausreicht. 2Fir die Medien ist stets eine angemessene
Zahl von Platzen freizuhalten. *Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedirfen der Zustimmung
des oder der Vorsitzenden und des Gemeinderats; sie sind auf Verlangen eines einzelnen
Mitglieds hinsichtlich seiner Person zu unterlassen. “Ton- und Bildaufnahmen von Gemein-
debediensteten und sonstigen Sitzungsteilnehmern sind nur mit deren Einwilligung zul&s-

sig.

(3) Zuhorende, welche die Ordnung der Sitzung stéren, kdnnen durch den Vorsitzenden
oder die Vorsitzende aus dem Sitzungssaal gewiesen werden (Art. 53 Abs. 1 GO).

§ 22
Nichtoffentliche Sitzungen

(1) Yn nichtoffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:



1. Personalangelegenheiten in Einzelfallen,
2. Rechtsgeschaéfte in Grundstiicksangelegenheiten,
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen.

2AuRerdem werden in nichtoffentlicher Sitzung behandelt:

1. Angelegenheiten des Ubertragenen Wirkungskreises, deren nichtéffentliche Behand-
lung im Einzelfall von der Aufsichtsbehotrde verfugt ist,

2. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder
nach der Natur der Sache erforderlich ist.

(2) *Zu nichtoffentlichen Sitzungen kénnen im Einzelfall durch Beschluss Personen, die
dem Gemeinderat nicht angehdren, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit flr
die Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. ?Diese Personen
sollen zur Verschwiegenheit nach 8 1 Abs. 1 Nr. 1 Verpflichtungsgesetz verpflichtet wer-
den.

(3) Die in nichtoffentlicher Sitzung gefassten Beschllsse gibt der erste Blrgermeister der
Offentlichkeit bekannt, sobald die Grinde fir die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52
Abs. 3 GO).

Il. Vorbereitung der Sitzungen

§23
Einberufung

(1) ‘Der erste Birgermeister beruft die Gemeinderatssitzungen ein, wenn die Geschaftsla-
ge es erfordert oder wenn ein Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich oder elekt-
ronisch unter Bezeichnung des Beratungsgegenstandes beantragt (Art. 46 Abs. 2 Satze 2
und 3 GO). ?Nach Beginn der Wahlzeit und im Fall des Art. 46 Abs. 2 Satz 3 GO beruft er
die Gemeinderatssitzung so rechtzeitig ein, dass die Sitzung spatestens am 14. Tag nach
Beginn der Wahlzeit oder nach Eingang des Verlangens bei ihm stattfinden kann (Art. 46
Abs. 2 Satz 4 GO).

(2) Die Sitzungen finden grundsatzlich im Sitzungssaal des FFW-Geratehauses, 1. Stock,
Marktplatz 2, 92442 Wackersdorf statt; sie beginnen in der Regel um 18:00 Uhr.
2RegelmaRiger Sitzungstag fir Gemeinderatssitzungen ist der dritte Mittwoch im Monat. 3In
der Einladung (8 25) kann im Einzelfall etwas anderes bestimmt werden.

§24
Tagesordnung

(1) Der erste Blrgermeister setzt die Tagesordnung fest. 2Rechtzeitig eingegangene Antra-
ge von Gemeinderatsmitgliedern setzt der erste Blrgermeister moglichst auf die Tagesord-
nung der nachsten Sitzung. ®Ist das nicht mdglich, sind die Antrage in jedem Fall innerhalb
von drei Monaten auf die Tagesordnung einer Gemeinderatssitzung zu setzen. “Eine materi-
elle Vorpriufung findet nicht statt.
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(2) YIn der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstande einzeln und inhaltlich konkretisiert
zu benennen, damit es den Gemeinderatsmitgliedern ermdglicht wird, sich auf die Behand-
lung der jeweiligen Gegenstande vorzubereiten. 2Soweit die Konkretisierungen schutzwuirdi-
ge Daten enthalten, sollten diese den Gemeinderatsmitgliedern regelmafig gesondert zur
Verfligung gestellt werden. *Das gilt sowohl fir 6ffentliche als auch fir nichtéffentliche Ge-
meinderatssitzungen.

(3) 'Die Tagesordnung fur éffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der
Sitzung spatestens am dritten Tag vor der Sitzung ortsiblich bekannt zu machen (Art. 52
Abs. 1 GO). 2Die Tagesordnung nichtoffentlicher Sitzungen wird nicht bekannt gemacht.

(4) Den ortlichen Medien soll die Tagesordnung jeder 6ffentlichen Sitzung rechtzeitig mitgeteilt
werden.

§25

Form und Frist fur die Einladung

(1) 'Die Gemeinderatsmitglieder werden mit ihnrem Einverstandnis elektronisch zu den Sit-
zungen eingeladen, indem der Sitzungstermin und der Sitzungsort durch eine E-Mail und
die Tagesordnung durch einen mit dieser E-Mail versandten Link auf ein in einem technisch
individuell gegen Zugriffe Dritter geschitzten Bereich (Ratsinformationssystem) eingestell-
tes und abrufbares Dokument mitgeteilt werden. ?Die Tagesordnung kann bis spéatestens
zum Ablauf des 3. Tages vor der Sitzung erganzt werden.

(2) Die Tagesordnung geht zu, wenn die E-Mail nach Absatz 1 Satz 1 im elektronischen
Briefkasten des Empféngers oder bei seinem Provider abrufbar eingegangen und Ublicher-
weise mit der Kenntnisnahme zu rechnen ist.

(3) Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, inshesondere Beschlussvorlagen, beige-
fugt werden, wenn und soweit das sachdienlich ist und Gesichtspunkte der Vertraulichkeit
sowie des Datenschutzes nicht entgegenstehen. 2Die weiteren Unterlagen werden grund-
satzlich nur elektronisch im Ratsinformationssystem im Sinne von Absatz 1 Satz 1 zur Ver-
figung gestellt.

(4) 'Die Ladungsfrist betragt vier Tage; sie kann in dringenden Fallen auf drei Tage verkirzt
werden. 2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berech-
nung der Frist nicht mitgerechnet.

§26

Antrage

(1) *Antrage, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich oder elektronisch
zu stellen und ausreichend zu begriinden. ?Bei elektronischer Ubermittlung sind Geheim-
haltungsinteressen und der Datenschutz zu beachten. 2Antrage sollen spatestens am ach-
ten Tag vor der Sitzung beim ersten Blrgermeister (per Mail an info@wackersdorf.de) ein-
gereicht werden. “Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, die im Haushaltsplan
nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten.
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(2) Verspatet eingehende oder erst unmittelbar vor oder wéahrend der Sitzung gestellte An-
tradge kénnen nachtréglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn

1. die Angelegenheit dringlich ist und der Gemeinderat der Behandlung mehrheitlich zu-
stimmt oder

2. samtliche Mitglieder des Gemeinderats anwesend sind und kein Mitglied der Behand-
lung widerspricht.

(3) Antrage zur Geschaftsordnung, z. B. Nichtbefassungsantrage, Zuruckziehung eines An-
trags u. &., oder einfache Sachantrage, z. B. Anderungsantrage, kdnnen auch wahrend der
Sitzung und ohne Beachtung der Form gestellt werden.

lll. Sitzungsverlauf

§27
Er6ffnung der Sitzung

(1) Der Vorsitzende erdffnet die Sitzung. 2Er stellt die ordnungsgemaRe Ladung der
Gemeinderatsmitglieder sowie die Beschlussfahigkeit des Gemeinderats fest und erkun-
digt sich nach Einwdnden gegen die Tagesordnung. 3Ferner lasst er Uber die Genehmi-
gung der Niederschrift Giber die vorangegangene 6ffentliche Sitzung, falls sie mit der Ein-
ladung verschickt wurde, abstimmen.

(2) ‘Die Niederschrift tber die vorangegangene nichtoffentliche Sitzung liegt wahrend
der Dauer der Sitzung zur Einsicht fir die Gemeinderatsmitglieder auf / wird bei den
Gemeinderatsmitgliedern in Umlauf gesetzt. ?Wenn bis zum Schluss der Sitzung keine
Einwendungen erhoben werden, so gilt die Niederschrift als vom Gemeinderat gemaf
Art. 54 Abs. 2 GO genehmigt.

828
Eintritt in die Tagesordnung

(1) 'Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten
Reihenfolge behandelt. 2Die Reihenfolge kann durch Beschluss geéandert werden.

(2) *Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtoffentlicher Sitzung behandelt werden (8 22), so
wird dartiber vorweg unter Ausschluss der Offentlichkeit beraten und entschieden (Art. 52
Abs. 2 Satz 2 GO). 2Wird von vornherein zu einer nichtoffentlichen Sitzung eingeladen, gilt
die Behandlung in nichtoffentlicher Sitzung als gebilligt, wenn und soweit nicht der Gemein-
derat anders entscheidet.

(3) Der Vorsitzende oder eine von ihm oder ihr mit der Berichterstattung beauftragte Per-
son tragt den Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erlautert ihn.
2Anstelle des mundlichen Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden.

(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss behandelt worden sind, ist der Be-
schluss des Ausschusses bekannt zu geben.
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(5) *'Soweit erforderlich, konnen auf Anordnung des Vorsitzenden oder auf Beschluss des
Gemeinderats Sachverstdndige zugezogen und gutachtlich gehért werden.
2Entsprechendes gilt fir sonstige sachkundige Personen.

8§29
Beratung der Sitzungsgegenstande

(1) Nach der Berichterstattung, gegebenenfalls nach dem Vortrag der Sachverstandigen,
ertffnet der Vorsitzende die Beratung.

(2) Mitglieder des Gemeinderats, die nach den Umstanden annehmen mussen, von der
Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen personli-
cher Beteiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der
Beratung dem Vorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt, wenn An-
haltspunkte dieser Art wahrend der Beratung erkennbar werden. 2Das wegen personlicher
Beteiligung ausgeschlossene Mitglied hat wahrend der Beratung und Abstimmung seinen
Platz am Beratungstisch zu verlassen; es kann bei offentlicher Sitzung im Zuhdrerraum
Platz nehmen, bei nichtoffentlicher Sitzung verlasst es den Raum.

(3) iSitzungsteilnehmer durfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen von dem Vorsitzen-
den erteilt wird. 2Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen.
3Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende tber die Reihenfolge. “Bei
Wortmeldungen ,zur Geschaftsordnung® ist das Wort aul3er der Reihe sofort zu erteilen.
5Zuhorenden kann das Wort nicht erteilt werden.

(4) *Redner und Rednerinnen sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an den
Gemeinderat. 2Die Redebeitrage miissen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt be-
Ziehen.

(5) 'Wahrend der Beratung tber einen Antrag sind nur zulassig:

1. Antrage zur Geschaftsordnung,
2. Zusatz- oder Anderungsantrage oder Antrage auf Zurtickziehung des zu beratenden
Antrags.

2Uber Antrage zur Geschaftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache
selbst findet insoweit nicht statt.

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen, wird die Beratung von dem Vorsitzenden
geschlossen.

(7) 'Bei Verstol’ gegen die vorstehenden Regeln zu Redebeitragen ruft der Vorsitzende zur
Ordnung und macht die betreffende Person auf den VerstoR aufmerksam. 2Bei weiteren
Verstolien kann der Vorsitzende ihr das Wort entziehen.

(8) Mitglieder des Gemeinderats, die die Ordnung fortgesetzt erheblich storen, kann der
Vorsitzende mit Zustimmung des Gemeinderats von der Sitzung ausschlieen. 2Uber den
Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet der Gemeinderat (Art. 53 Abs. 2 GO).

(9) Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ord-
nung im Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden konnen.
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2Eine unterbrochene Sitzung ist spatestens am nachsten Tag fortzufiihren; einer neuerli-
chen Einladung hierzu bedarf es nicht. *Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an
dem die Sitzung unterbrochen wurde. “Der Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung
bekannt.

§ 30
Abstimmung

(1) *Nach Durchfiihrung der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf ,Schluss der
Beratung" schlief3t der Vorsitzende die Beratung und lasst Uber den Beratungsgegenstand
abstimmen. 2Er vergewissert sich zuvor, ob die Beschlussfahigkeit (§ 20 Abs. 2 und 3) ge-
geben ist.

(2) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird Uber sie in der nachstehenden Rei-
henfolge abgestimmt:

1. Antrage zur Geschaftsordnung,

2. Antrage, die mit dem Beschluss eines Ausschusses Ubereinstimmen; tber sie ist vor
allen anderen Antradgen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen,

3. weitergehende Antrage; das sind die Antrage, die voraussichtlich einen gréReren Auf-
wand erfordern oder einschneidendere Maflinahmen zum Gegenstand haben,

4. friher gestellte Antrage vor spéater gestellten, sofern der spatere Antrag nicht unter die
Nrn. 1 bis 3 fallt.

(3) *Grundsatzlich wird tiber jeden Antrag insgesamt abgestimmt. 2Uber einzelne Teile ei-
nes Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Vorsitzende
eine Teilung vornimmt.

(4) Wor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. 2Der Vorsitzende formuliert die
zur Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit ,ja" oder ,nein" beantwortet werden
kann. 3Grundséatzlich wird in der Reihenfolge ,ja" - ,nein" abgestimmt.

(5) Beschliisse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss
des Gemeinderats durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der Abstimmen-
den gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. ?Bei
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 GO); wird dadurch ein aus-
nahmsweise negativ formulierter Antrag abgelehnt, bedeutet dies nicht die Beschlussfas-
sung Uber das Gegenteil. *Kein Mitglied des Gemeinderats darf sich der Stimme enthalten
(Art. 48 Abs. 1 Satz 2 GO).

(6) Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zahlen. ?Das Ab-
stimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben; dabei ist fest-
zustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist.

(7) *Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht alle Mitglie-
der, die an der Abstimmung teilgenommen haben, mit der Wiederholung einverstanden
sind. 2In einer spateren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts anderes vorgesehen, ein be-
reits zur Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behan-
delt werden, wenn neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der
Beratungsgegenstand ordnungsgeman auf die Tagesordnung gesetzt wurde.
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8§31
Wahlen

(1) Fur Entscheidungen des Gemeinderats, die in der Gemeindeordnung oder in anderen
Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art. 51 Abs. 3 GO, soweit in anderen
Rechtsvorschriften nichts Abweichendes bestimmt ist.

(2) 'wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. 2Ungiltig
sind insbesondere Neinstimmen, leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen
des Gewahlten nicht eindeutig ersehen lassen oder aufgrund von Kennzeichen oder &hnli-
chem das Wahlgeheimnis verletzen kdnnen.

(3) 'Gewahlt ist, wer mehr als die Halfte der abgegebenen giiltigen Stimmen erhalt. 2Ist
mindestens die Halfte der abgegebenen Stimmen ungliltig, ist die Wahl zu wiederholen. 3Ist
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gultig und erhélt niemand mehr als die Halfte der
abgegebenen glltigen Stimmen, findet Stichwahl unter den beiden sich bewerbenden Per-
sonen mit den hochsten Stimmenzahlen statt. “Haben im ersten Wahlgang mehr als zwei
Personen die gleiche hochste Stimmenzahl, wird die Wahl wiederholt. ®Haben mehrere
Personen die gleiche zweithdchste Stimmenzahl, entscheidet das Los darlUber, wer von
ihnen in die Stichwahl kommt. ®Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet gleich-
falls das Los.

§ 32
Anfragen

Die Gemeinderatsmitglieder konnen in jeder Sitzung nach Erledigung der Tagesordnung
an den Vorsitzenden Anfragen lber solche Gegenstande richten, die in die Zustandigkeit
des Gemeinderats fallen und nicht auf der Tagesordnung stehen. 2Nach Mdoglichkeit sollen
der Vorsitzende oder anwesende Gemeindebedienstete solche Anfragen sofort beantwor-
ten. 3Ist das nicht moéglich, so werden sie in der nachsten Sitzung oder schriftlich beantwor-
tet. “Eine Aussprache Uber Anfragen findet in der Sitzung grundsatzlich nicht statt.

§ 33 Beendigung der Sitzung

Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schlie3t der Vorsitzende die Sit-

zung.

IV. Sitzungsniederschrift

834
Form und Inhalt

(1) *Uber die Sitzungen des Gemeinderats werden Niederschriften gefertigt, deren Inhalt
sich nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet.
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’Die Niederschriften werden getrennt nach o6ffentlichen und nichtoffentlichen Tagesord-
nungspunkten gefiihrt. 2 Niederschriften sind jahrgangsweise zu binden.

(2) *Als Hilfsmittel fur das Anfertigen der Niederschrift kénnen Tonaufnahmen gefertigt wer-
den. 2Der Tontrager ist unverzuglich nach Genehmigung der Niederschrift zu I6schen und
darf Aul3enstehenden nicht zuganglich gemacht werden.

(3) llst ein Mitglied des Gemeinderats bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist dies in
der Niederschrift besonders zu vermerken. 2Jedes Mitglied kann verlangen, dass in der
Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO).

(4) Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und von dem Schriftflihrer oder der Schrift-
fuhrerin zu unterzeichnen und vom Gemeinderat zu genehmigen (Art. 54 Abs. 2 GO).

(5) Neben der Niederschrift werden Anwesenheitslisten gefihrt.

835
Einsichtnahme und Abschrifterteilung

() In die Niederschriften Uber 6ffentliche Sitzungen kdnnen alle Gemeindebirger und Ge-
meindeburgerinnen Einsicht nehmen; dasselbe gilt fir auswérts wohnende Personen hin-
sichtlich ihres Grundbesitzes oder ihrer gewerblichen Niederlassungen im Gemeindegebiet
(Art. 54 Abs. 3 Satz 2 GO).

(2) 'Gemeinderatsmitglieder konnen jederzeit die Niederschriften Gtber o6ffentliche und
nichtéffentliche Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in 6ffentlicher Sitzung gefass-
ten Beschlisse erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). ?Abschriften von Beschliissen,
die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, kénnen sie verlangen, wenn die Griinde fr
die Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 i.V.m. Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO).

(3) Niederschriften Gber offentliche Sitzungen konnen den Gemeinderatsmitgliedern im
Ratsinformationssystem zur Verfigung gestellt werden. 2Gleiches gilt fiir Beschlusse, die in
nichtoffentlicher Sitzung gefasst wurden, wenn die Griinde fiir die Geheimhaltung weggefal-
len sind.

(4) Die Absatze 1 und 2 gelten auch fur Niederschriften friherer Wahlzeiten.

(5) In Rechnungsprufungsangelegenheiten kdnnen die Gemeinderatsmitglieder jederzeit die
Berichte Uber die Prifungen einsehen (Art. 102 Abs. 4 GO); Abschriften werden nicht erteilt.
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V. Geschaftsgang der Ausschiisse

8 36
Anwendbare Bestimmungen

(1) *Fur den Geschaftsgang der Ausschisse gelten die 88 19 bis 35 sinngemaR. ? Ge-
meinderatsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehdren, erhalten die Ladungen
zu den Sitzungen nebst Tagesordnung nachrichtlich.

(2) Mitglieder des Gemeinderats konnen in der Sitzung eines Ausschusses, dem sie nicht
angehoren, nur als Zuhérende anwesend sein. 2Berét ein Ausschuss tber den Antrag eines
Gemeinderatsmitglieds, das diesem Ausschuss nicht angehdrt, so gibt der Ausschuss ihm
Gelegenheit, seinen Antrag mundlich zu begriinden. 3Satz 1 und 2 gelten fur offentliche und
nichtoffentliche Sitzungen.

VI. Bekanntmachung von Satzungen und Verordnungen

§37

Art der Bekanntmachung

(1) *Satzungen und Verordnungen werden dadurch amtlich bekannt gemacht, indem sie auf
der Homepage der Gemeinde Wackersdorf veréffentlicht, in der Verwaltung der Gemeinde zur
Einsichtnahme niedergelegt werden und die Niederlegung durch Anschlag an der Gemeinde-
tafel am Rathaus bekanntgegeben wird. ?Der Anschlag wird an der Gemeindetafel erst ange-
bracht, wenn die Satzung oder Verordnung in der Verwaltung niedergelegt ist. *Dieser An-
schlag wird frihestens nach 14 Tagen wieder abgenommen. “Es wird schriftlich festgehalten,
wann der Anschlag angebracht und wann er wieder abgenommen wurde; dieser Vermerk wird
zu den Akten genommen.

(2) Wird eine Satzung oder Verordnung ausnahmsweise aus wichtigem Grund auf eine an-
dere in Art. 26 Abs. 2 GO bezeichnete Art amtlich bekannt gemacht, so wird hierauf durch
Anschlag an allen Gemeindetafeln hingewiesen.

(3) Die Gemeinde unterhalt folgende Gemeindetafeln:

Rathaus Wackersdorf
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C. Schlussbestimmungen

§38
Anderung der Geschéaftsordnung
)j/orstehende Geschéftsordnung kann durch Beschluss des Gemeinderats geandert wer-
en.
§ 39
Verteilung der Geschaftsordnung
1Jedem Mitglied des Gemeinderats ist ein Exemplar der Geschéftsordnung auszuhandigen.

2Im Ubrigen liegt die Geschéftsordnung zur allgemeinen Einsicht in der Verwaltung der
Gemeinde auf.

840
Inkrafttreten

!Diese Geschéaftsordnung tritt mit Wirkung vom ..11.05.2020
in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung vom 29.06.2017. aul3er Kraft.

Wackersdorf, den 08.05.2020
Gez.

Thomas Falter,
1. Birgermeister
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